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Einleitung. 

Während  es  den  Fürsten  in  den  meisten  Deutschen 
Staaten  gelungen  war,  nach  Jalirhunderte  langen,  schweren 
Kämpfen  die  Stände  aus  ihrer  mächtigen  und  einflussreichen 
Stellung  zu  verdrängen  und  auf  den  Trümmern  der  stän- 
dischen Herrschaft  ein  absolutes  persönliches  Regiment  zu 
errichten,  wurde  in  Hannover  eine  gleiche  Entwickelung  zu 
Anfang  des  achtzehnten  Jahrhunderts  durch  die  Berufung 
der  Hannoverschen  Kurfürsten  auf  den  englischen  Königs- 
thron und  die  Übersiedelung  des  Herrscherhauses  nach 
England  unterbrochen. 

Durch  die  Abwesenheit  des  Fürsten  wurde  naturgemäss 
der  Einfluss  der  Stände  von  neuem  vermehrt  und  die  landes- 
herrliche Gewalt  eingeschränkt.  An  eine  Weiterbildung  der 
monarchischen  Einheit  war  nicht  zu  denken,  und  der  Kur- 
staat bestand  auch  ferner  aus  ebenso  vielen  gesonderten, 
ihre  inneren  Angelegenheiten  selbstständig  verwaltenden 
l’rovinzen,  wie  cs  ehedem  Territorien  gegeben  hatte,  die 
wesentlich  nur  im  Fürstenhausc  ihre  Vereinigung  fanden.^) 

Als  ständische  Elemente  kamen  bis  in  die  neuere  Zeit 
die  Prälatur,  die  Ritterschaft  und  die  Städte  in  Betracht, 
die  auf  den  Landtagen  als  die  Repräsentanten  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  erschienen.-) 


L 


b V.  Heinemanu,  Geschichte  von  Brannschweig:  nnd  Hannover, 
R(l.  .3,  S.  379. 

-)  E.  V.  Meier,  Hannoversche  Verfassnngs-  nnd  Verwaltangs- 
geschichte  1680  — 1800,  Bd.  1,  S.  223  ff. 
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Von  (Ion  drei  Landständen  batten  Prälatur  und  Städte 
mit  der  Zeit  sehr  an  Bedeutung  verloren. 

Mit  der  Ijaudstandscliaft  der  Prälaten,  welche  in  alten 
Zeiten  als  die  Vertreter  der  höheren  Bildung  einen  giosseu 
Kinlluss  ausgeüht  hatten,  war  es  seit  der  Pelormation  im 
grossen  und  ganzen  vorbei,  nachdem  das  Kirehengiit 
grösstenteils  säkularisiert  woi-den  war. 

nie  niedersächsischeu  Städtig  welche  seihst  zur  Zeit 
der  Städtehlüte  nicht  die  B.edeutimg  wie  in  anderen  Gegen- 
den Deutschlands  erreicht  hatten,  spielten  seit  dem  di'eissig- 
jährigen  Ivric'ge.  der  ilu'cn  W'ohlstand  völlig  vernichtet 
hatte,  keine  nennenswerte  politische  Rolh'  mehr. 

Ijm  so  mächtig(‘r  war  die  Stellung  der  Hitterschalt. 

Das  Areal  des  platten  Landes  heiand  sich  zum  gro.ss('ii 
M’('il  im  Ligentum  der  ritterschaltlichen  ( leschlechtei',  und 
die  Hitterschalt  eil  galten  als  die  aileinigen  Hepräsentanteu 
des  läudlicheii  ( irundhesitzes.  Die  Bauern  hatten  keim' 
politischen  Rechte,  sie  wurden,  soweit  sie  in  Betracht  kamen, 
durch  ihre  Grundherren  vertreten. 

Die  Landstandschaft  der  Rittergüter,  welche  dem  P.e- 
sitzei-  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Landtage  seines  Terri- 
toriums verlieh  und  lU'hen  der  Steuerfreiheit  zu  ihren 
wichtigsten  Privilegien  gehörti',  bildete  die  Grundlage  liir 
die  politische  .Machtstellung  der  Rittei’schafteii. 

Aut  den  Landtagen  war  die  Ritterschaft  durch  sämt- 
liche R’ittergutshesitzer,  die  Prälatur  und  di('  Städte  nur 
durch  wenige  Deputierte  vertreten,  die  R’ittcr. schalt  war 
nlso  den  heiden  anderen  Ständen  an  Zahl  weit  überlegen 
und  hatte,  da,  in  der  Regel  nicht  nach  Kurien,  sondern  im 
Plenum  ahgestimmt  wurde,  die  grosse  Majorität. 

Dasselbe  Verhältnis  bestand  in  den  ständischen  Au.s- 
schüssen,  welche  seit  dem  dreis.sigjährigen  Kriege  grös.sten- 
teils  an  die  Stelle  der  allgemeinen  Landtag!'  gi'treten  waren. 
.\ucli  hier  war  die  Ititterschaft  sehr  in  der  rherzahl, 
von  (h'n  engeren  Ausschüssen  und  allen  ständischen  Ämtern 
waren  Prälatur  und  Städte  ausgeschlossen. 
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So  war  S('it  Lude  des  .><iebzehnlen  .Jalirhiinderts  an 

Stelle  der  Gleichl)erechtigiing  der  drei  Stäiuk',  den  i\lacht- 

verhältnissen  der  Zeit  entspi’echend,  ein  völliges  Übergewicht 

der  Ritterschaft  und  zwar  der  adeligen  Ritterschaft  getretoji. 

Die  wenigen  bürgerlichen  Rittergutsbesitzer  wiirdc'.n  zwar 

meist  auf  den  Jiandtagen  zugelassen,  sie  waren  abei- 

nicht  deputationsfähig,  konnten  nicht  in  die  Ausschüsse  und 

» • 

ständischen  Ämter  gewählt  werden. 

Zu  (len  ständischen  Rechten  gehörten  weitgehende  An- 
stellungslu'fugnissc  für  den  Staabsdienst.  und  duix-h  di(! 
Vorherrschaft  (h'r  Ritterschalten  gelangtem  der  landsässig(; 
Adel,  wie  in  alle  ständischen,  so  auch  in  alle  wichtigen 
landesherrlichen  .\mt(!r,  ’) 

Ls  hatte  sich  sowohl  eine  ständische  als  auch  eine 
ri'gierende  Adelsaristokratie  gebildet,  welche  bis  zur  Mitte  des 
neunzehnten  dahrhunderts  uneinge-schränkt  fortbestanden  hat. 

Bei  der  zu  Anfang  des  neunzehnten  dahrhunderts  nach 
dem  Aufhören  der  Fremdherrschaft  erfolgten  Reorganisation 
des  Hannoverschen  Staates  fühide  die  Unmöglichkeit,  mit 
den  sieben  Landtagen  der  einzelnen  Provinziallandschaften 
zu  regi('ren,  zur  Herstellung  einer  ständischen  Finheit.-) 

Aus  den  Dei)utierten  der  Stände  aller  Provinzen  wurde 
('ine  in  zwei  Kammern  gi'gliederte  allgemeiiK'  Ständeversamm- 
lung gebildet,  daneben  blieben  jedoch  die  einzelnen  Provinzial- 
landtage bestehen,  sodass  ein  ständischer  Dualismus  ge- 
schaffen wurde. 

\ä)n  den  zur  Kompetenz  des  Ständetums  gehörigen 
.Angelegenheiten,  hauptsächlich  Gesetzgebung  und  Finanz- 
weseji,  gingen  die  das  ganze  Königreich  betreffenden  auf  die 
allgemeine  Ständeversammlung  über,  die  der  einzelnen 
Landschaften  verblieben  den  Provinziallandtagen. 

Die  Zusammensetzung  des  ständischen  Gentralorgans 
entsin-ach  mehr  als  die  der  Provinziallandtage  der  neuen 
Gesellschaftsordnung,  da  bei  seiiu'r  Begründung  die  neuen 
liberalen  Ideen  von  der  Gleichberechtigung  allei'  Staatsbürger 


b L.  V.  .tieier,  a.  a.  ().  Bd.  1,  S.  4(il  ft'. 

*)  E.  V.  .Aleit^r,  a.  a 0.  Bd.  1,  S.  321  ft. 
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infol,i?c  der  franz<isisclien  Revolution  bereits  (lurcliziidriiigon 
begonnen  hatten. 

Den  Grundstock  der  ersten  Raninier  bildeten  die  Dejni- 
tierten  der  Ritterschaften,  die  zweite  Kammer  bestand  im 
grossen  und  ganzen  aus  dem  Vertretern  der  Städte.  Mit 
diesen  waren  die  Rriilaten  vendnigt,  die  wegen  ihrer  geringen 
Zahl  als  besonderer  Stand  versclnvundcn  waren. 

Der  Bauernstand  erlangte  die  politische  Selbstständigkeit 
erst  nach  der  Julirevolution,  auf  welche  in  Hannover  eine 
durchgreifende  ümgestaltung  der  Agrarverfassung  folgte. 

Während  die  liberalen  Ansebauungen  in  anderen  Deutseben 
Staaten  die  Bauernbefreiung  bereits  zu  Anfang  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  durchgesetzt  hatten,  erfolgten  in 
Hannover  die  einschlägigen  Reformen,  Ablösung  der  grund- 
herrlichen Lasten  und  Verleihung  des  \ ollen  Ligentums  an 
die  Meier,  erst  Anfang  der  dreissiger  Jahre. 

Wenn  bis  dahin  die  Grundherren  als  Eigentümer  der 
Meierhöfo  ange.sehen  wurden  und  die  Ritterschaften  als 
alleinige  Vertreter  des  ländlichen  Grundbesitzes  galten,  so 
war  jetzt,  da  der  ritterschaftlichc  Besitz  nur  etwa  6 7^,  die 
Meierhüfe  dagegen  ungefähr  80  7^  der  Gesamtfläche  um- 
fassten L.  dieser  Zustand  nicht  mehr  haltbar. 

Aut  die  wirtschaftliche  folgte  daher  die  })olitische  Be- 
freiung des  Bauernstandes,  der  nunmehr  eine  entsprechende 
\ertretung  in  der  allgemeinen  Ständeversammlung  erhielt. 

Bereits  seit  Herstellung  der  ständischen  Einheit  war  die 
Regierung  bestrebt,  die  Verfassung  der  rrovinziallandschaften 
auf  moderner  Grundlage  zu  reformieren,  insbesondere  die 
ständische  Vertretung  auf  den  Provinziallandtagcn  mit  der 
neuen  Gesellschaftsordnung  in  Einklang  zu  bringen,  ähnlich 
wie  es  bei  der  allgemeinen  Ständeversammlung  der  Fall  war. 


b iestscbi'ift  zur  Säkularfeier  der  Köiiiglicbeu  Laiidwirtsebafts- 
gesellscbaft  zu  Celle  am  4.  .Tniii  1864,  Abt.  2,  Bd.  1,  S.  196:  Seriiio-- 
Grossmann,  die  ^ ererbnng'  des  ländlicben  Grundbesitzes  im  Königreicb 
Prenssen,  VI  Provinz  lianuover,  S.  169,  170;  Witticb,  Läudlicbe  Ver- 
fassung Niedersaebsens,  S.  117—124. 
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So  dringend  das  Bcdüifnis  der  Reform  war,  so  bedurfte' 
es  dennoch  dazu  einei-  abermaligen  Anregung  von  aussen 
her  durch  die  Bewegung  von  1848.  Erst  in  den  sechziger 
Jahren,  nicht  lange  vor  der  Aufhebung  der  Hannoverschen 
Staatsverfassung,  ist  endlich  die  Reorgani.sation  der  meistt'n 
Bi'ovinziallandschaften  erfolgt. 

Die  wichtigsten  Neuerungen  bestanden  darin,  da.ss  die 
Alleinherr.schaft  der  Ritterschaft  beseitigt,  die  Gleichl)erechti- 
gung  der  drei  Stände.  K’itterschaft,  Städte  und  Banern.stand, 
teilweise  unter  Einteilung  in  Kurien,  erreicht  wui'di'. 

Eine  Ei-gänzung  zur  licform  der  landschaftlichen  Ver- 
lä.ssung  bildete  eine  R’evision  der  ritterschaftlichen  Statiiti'ii. 
auf  Grund  welcher  (diierseits  die  Aufnahme  in  die  ritter- 
schaftliclu!  Mati-ik(d  gei-egelt.  andererseits  di(>  l;est('henden 
Adelsvorrechte  beseitigt  wurden. 

Was  den  ersten  Punkt  anbelangt,  .so  ersebien  (>s  als  eine 
Ungerechtigkeit,  dass  die  kleinsten  Rittergüter  durch  ihre  Zu- 
gehörigkeit zur  ritterschaftlichen  Korporation  mehr  politische 
Reclite  besassen  als  die  grössten,  nunmehr  von  der  Grund- 
herrschaft befreiten,  .Meieihöfc. 

ln  Hannover  sind  die  Rittergüter,  mit  Ausnahme  ein- 
zelner Teile  des  Fürstentums  Lüneburg,  im  Vergleich  mit 
dem  östlichen  Deutschland  meist  klein,  die  Bauerngüter 
dagegen  verhältnismässig  gross 

Bis  zur  Aufhebung  der  Grundherrschalt  bestand  der 
rittei'liche  Besitz  aus  zwei  Teilen,  einem  kleineren,  dem  im 
Eigenbetriebe  des  Besitzers  gehaltenen  Ritterland  und  einem 
grösseren,  dem  an  Meier  gegen  Abgal)en  ausgetanen  Bauern- 
land. Die  Einkünfte  der  Rittergutsbesitzer  l)cruhten  weniger 
auf  dem  Ertrage  des  eigenen  Wirtschaftsbetriebes,  der  zum 
Teil  ganz  fehlte,  als  vielmehr  auf  dem  der  Pertinenzien, 
auf  den  grundherrlichen  Gefällen  der  Meierhöfe. 

Nach  der  Beseitigung  des  Obereigentums  der  Grund- 
herren über  die  Meierhöfe  verblieb  bei  einer  Anzahl  von 
Rittergütern  nur  ein  geringer,  teilweise  gar  kein  Grund- 
l)esitz.  Die  Substanz  des  Ritterguts  bildeten  in  diesem  Falle 


t)  AVittich,  die  GrmidbeiTSchaft  in  Nordwestdentschlaud.  S.  218. 
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liniiplsäciilidi  udri-  aussclili<\sslich  dia  l’iTliiK-iizien  und, 
iKieli  Ablösung  d('r  grundh(3iTliclicn  dcfällc,  die  in  der 
Ivegel  durch  Kapitalznhlung  erfulgte,  die  Al)lösungs-  oder 
sogenannlon  Slaimnkapitalien. 

Ini  Sinne  einer  gerechteren  Vertretung  des  ländlichen 
Grundbesitzes  wurde  daher  einerseits  meist  die  weitere  Zu- 
gehörigkeit der  Kittergüter  zur  ritterschal't liehen  Korporation 
von  (dner  bestimmten  Minimalgrösse  abhängig  gemacht, 
andererseits  den  nicht  rittcrsciiaftlichen  Grundbesitziingen 
einer  gewissen  Grösse  der  Eintritt  in  diesellje  ermöglicht. 

Nach  der  Einverleibung  des  Königreichs  Hannover  in 
die  rrcussische  Monarchie  wurde  unter  lieseitigung  der  all- 
gemeinen Ständeversammlung  das  ganze  Hannoversche  Ge- 
biet na(di  dem  VoiKilde  der  alten  Provinzen  zu  (dnem  pn»- 
vinzialständischeii  Verbände  zusammengeJasst  und  dem 
Provinziallandtago  unten-  Aufsicht  der  Kegierung  die-  Ih-- 
schlussnahme  über  die  Kommunalangelegcnheiten  der  Pio- 
vinz,  die  Verwaltung  der  provinzialständischen  Institute  und 

Vermögensrechte  übertragen.  ') 

Hinsichtlich  der  Veitretung  auf  dem  Provinziallandtage 
schloss  man  sich  zunächst  an  die  bestehende  landständische 
^'erfassung  an.  Sie  erfolgte  durch  eine  gleiclu'  Anzahl  von 
Abgeordneten  aus  den  drei  Ständen  alhu-  Jiandschalten. 

Seit  der  Einführung  der  lür  die  älteren  Provinzen  gel- 
tenden Provinzial-  und  Kreisordnuug  itn  Jahre  ISH.ö  werden 
indessen  die  Abgeordneten  nach  Land-  und  Stadtkreisen 
gewählt,  und  damit  hatte  die  Vertretung  auf  ständischer 
Grundlage  ein  Ende.  -) 

Den  einzelnen  Provinziallandschaften  wurde  nach  dm- 
Einlührung  der  Preussischen  Staatsverfassung  unter  dem 


* ) vom  22.  Auirust  lietroliend  die  pi'ovinziaLsläii' 

disolie  Verfnssuiig  im  (ieiiieto  des  vtirmalii^eu  Königreichs  Hannover'*, 
Gesetzsammlung  für  die  Pienssisebeu  Staaten,  Jahrgang  1867,  S- 1 J-1-9,  ft. 

“)  Kreisordnung  für  die  Provinz  Hannover  vom  C.  Mai  1884*', 
Gesetzsammlung  für  die  Preussischen  Staaten,  1884.  S.  181.  „Provinzial- 
ordnung für  die  l'rovinz  Hannover  vom  7.  Mai  PS84*',  Gesetzsammlung 
für  die  Preussischen  Staaten,  18S4,  8.242,  ln  Kraft  getreten  sind  beide 
Verordnungen  am  1.  April  1885. 
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Nnmcii  von  Landschaften  die  Fortexistenz  gewährt,  jedoch 
nach  Wegfall  der  ihnen  zustehendeii  weitergehendeii  Reclite, 
inshesondere  der  Mitwirkung  hei  der  Gesetzgebung.  ’) 

Es  verblieb  ihnen  hiernacii  ausschliesslich  das  Recht 
zur  Verwaltung  des  landschaftlichen  Vermögens,  landschalt- 
lichcr  Stiftungen,  rnstitute  und  .\nlagon,  sowie  die  hishei-ige 
Befugnis,  den  Land.schaftshezirk  untei-  G(‘nchmigiing  (hu- 
Regierung  mit  Beiträgen  und  rjeistnngcn  für  Tiandsehafts- 
zw'ocke  zu  belasten. 

Die  Rittersehaftcu  halHMi  durch  die  Aulhehiiiig  der 
Hannoverschen  Staatsvcrlässiing  die  politische  Bedeutung 
verloren,  welche  sie  als  Wahlkorporationen  lür  die  Wahlen 
zm-  allgemcimm  Ständoversammliing  und  zu  den  l’rovinzial- 
latidtagen  ausgeüht  hatten. 

.Nachdem  die  öftentliclireehtliehen  Befugnisse,  der  Ritt('r- 
sehafUm  beseitigt  worden  sind,  liegt  der  Schwerpunkt  ihrer 
Wirksamkeit  auf  ]trivatrcchtlichem  und  wirt.schaftlichem 
Gebiet,  nämlich  in  der  Verwaltung  ihres  V(‘rim">gen.s.  ihi-ei- 
Stiftungen  und  Anstalten. 

Während  in  anderen  Deutschen  Staaten,  besonders  in 
Preussen,  die  politisclu'  Selhstständigkeit  der  einzelnen 
lauKlschaften  durch  das  absolute  Fürstentum  beseitigt  wonhm 
ist,  die  landschaftliche  Verfassung  sich  mehr  oder  weniger 
aiifgelösst  hat,  hat  in  Hannover  die  politische  Bedeutung 
der  Landschaften  ihi-  Emh'  erst  mit  dom  Staate  seihst  er- 
riMcht,  die  landschaftliche  Verfassung  liat  sicli  bis  auf  den 
lamtigen  Tag  erhalten. 

Da  nun  die  Ritterschaft  als  Ari.stokratio  innerhalb 
der  Landschaft  die  ständische  Maclit  allein  repräsentierte, 
so  folgte  daraus  (dne  Selbstständigkeit  und  llnahhängigkeit 
der  Hannoverschen  Ritterschaften  nach  aussen  und  nach 
innen,  wie  si('  in  anderen  Staaten  nicht  möglich  war. 

Wie  in  öffentlichrechtlicher,  so  haben  die  ritterschalt- 
lichen  Korporationen  auch  in  privatrechtlicher  Beziehung 


’)  „Vevoi'iliuin^  vom  2l2.  Senteniliov  ISüi,  lietrol'ieml  dit^  Provinzial- 
laiulschafteii  im  (Jebiete  «le.s  vormaligen  KTmigreichs  Hanuovor**,  iiesotz- 
sammlunp-  für  üio  preussischen  Staaten,  Jahrgang  1807,  S.  1035  Ü. 


die  Interessen  ihrer  Angehörigen  wahrzu nehmen  und  den 
ritterschaftlichen  Familien  eine  gesicherte  Stellung  zu  ver- 
schaffen gewusst. 

Sie  haben  ihr  Vermögen  den  Mitgliedern  durch  Stiftung 
von  Hcnelizien  nutzbar  gemacht,  sie  hab(‘ii  mehrfach  kratt 
ihrer  Autonomie  ein  besonderes  Krhrecht  zur  Erhaltung  des 
( Irundhesitzes  in  den  ritterschaftlichen  Familien  ausge- 
hildet,  sie  haben  gemeinnützige  Anstalten  für  ihre  Angehörigen, 
so  vor  allem  eigene  Kreditinstitute,  gegründet. 

So  ist  auch  nach  Wegfall  der  politischen  Rechte  die 
Zugehörigkeit  zur  ritterschaftlichen  Korporation  von  Be- 
deutung gchliehen. 

Im  Folgenden  sollen  die  Rechtsverhältnisse,  der  Lüne- 
Imrgschen  Rilti'rschatt  geschildert  werden. 


Erstes  Kapitel. 

Verfassung  und  Rechte  der  Lüneburgschen  Ritterschaft 

in  alter  und  neuer  Zeit. 

Das  Fürstentum  Lüneburg,  zu  den  Erhlanden  Heinrichs 
des  Löwen  gehörig,  ist  das  älteste  und  grösste  der  Welfischen 
Territorien,  welche  durch  ihre  Vereinigung  zum  modernen 
Staat  das  Kurfürstentum  Braunschweig-Lüneburg,  spätere 
Königreich  Hannover  bildeten. 

Die  Verfassung  hat  sich  im  Fürstentum  Lüneburg  ähnlich 
wie  in  den  übn'gen  Hannoverschen  Landschaften  entwickelt.^) 

Auch  hier  war  auf  dem  Landtag  an  die  Stelle  des 
früheren  Gleichgewichts  dei'  drei  Stände  seit  Ende  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  ein  völliges  Übergewicht  der  Ritter- 
schaft getreten. 

Als  Pi'älaten  kamen  nach  der  Reformation  nur  noch  die 
iJeputicrten  der  beiden  Stifter  zu  Bardowiek  und  Raniels- 
lohe  in  Betracht,  von  den  Städten  wurden  von  1652  an  nur 
noch  die  drei  grlissteii,  Lüneburg,  Idzen  und  Celle,  erst  seit 
1802  wieder  weitere  sechs  zugelassen.-) 

Die  ritterschaftliche  i\Iatrikel  zählte  dagegen  über  zwei- 
hundert landtagsfähige  Rittergüter,  und  da  nicht  nach  Kurien, 
sondern  im  Plenum  abgestimmt  wurde,  so  hatte  die  Ritter- 
schaft eine  überwältigende  Majorität. 

Auch  in  den  vier  landschaftlichen  Ausschüssen,  die  ganz 
besonders  im  Fürstentum  Lüneburg  an  die  Stelle  der  all- 
gemeinen Landtage  getreten  waren,  hatte  die  Ritterschaft 
dasselbe  Übergewicht.^) 

0 V.  Lenthe,  Archiv  für  Geschichte  und  Verfassung'  des  Fürsten- 
tums Lüneburg,  Bd.  6,  S.  214— 241,  „Fnterricht  von  der  gegenwärtigen 
Landesverfassung  des  Fürstentums  Lüneburg“  (.etwa  ITHO).  Jacobi,  Die 
landscliaftliche  Verfassmig  des  Fürstentnms  Lüneburg. 

-)  E.v.  Fleier,  Hannoversche  Verfassnngs- und  Verwaltung.sgeschichte 
löSO— l8C(i,  Bd.  1,  S.  24.1,  247. 

■*)  V.  Lentlie,  .\rcliiv  Bd.  8,  S.  212— 4ö2.  „Von  den  landschaftlichen 
.\usschüsscn  des  Fürstentnms  Lüneburg.“ 
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Ihre  ÄlleinlieiTSchaft  wurde  ebenso  wie  in  den  anderen 
Landscliaften  erst  durch  die  Anfangs  der  sechziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  erfolgte  Reorganisation  beseitigt. 

Die  beiden  Rechtsnormen,  auf  welchen  die  neue  Ver- 
fassung des  Fürstentums  Lüneburg,  wie  sie  noch  heute  in 
Kraft  steht,  beruht,  sind  das  „Gesetz  vom  a.  Juni 
betreffend  Abänderungen  in  der  landschaftlichen  Verfassung 
des  Fürstentums  Lüneburg“^)  und  die  „Verordnung  vom 
14.  Juni  18(>3,  l)etreffend  die  Genehmigung  dei-  Statuten  füi- 
die  Lüneburgsche  Ritterschaft“.-) 

Nach  dem  Gesetz  vom  3.  Juni  18(>3  hest(‘ht  die  Land- 
schaft, welche  wie  bisher  das  Fürstentum  Lüneburg  und  die 
hei  Hannover  verbliehenen  J'eile  des  Herzogtums  Jvauenhurg 
umfasst,  aus  drei  Ständen,  der  Ritterschaft,  den  zwölf 
grösseren  Städten  und  dem  Stande  der  nicht  zur  Korporation 
der  Ritterschaft  gehfirigen  Gi'undhesitzer.  Die  drei  Stände 
sind  gleichberechtigt,  jeder  übt  die  Landstandschaft  durch 
die  gleiche  Zahl  von  Abgeordneten  aus. 

Die  Ausschüsse  sind  auf  zwei  reduziert,  das  landschaft- 
liche und  das  ritterschaftliche  Kollegium.  Sie  bilden  den  Vor- 
stand der  betreffenden  Korporation,  die  Veiwvaltungsbehörde 
für  ihr  Vermögen  und  ihre  Anstalten,  die  Dienst-  und  Re- 
stallungshehörde  der  Heamten. 

An  der  Sj)itze  sowohl  der  Landschaft  als  auch  der 
Ritterschaft  und  der  beiden  Ausschüsse  stehen  wie  bisher 
dei'  Landschaftsdirektor  als  Präsident  und  vier  Landräte, 
die  seit  Einführung  der  Preussischen  Verfassung  den  Titel 
Jjandschaftsräte  führen. 

*)  (Teset/..samiiilniig  für  das  Königreich  Ifaimovcr,  .lalirgang 
.•\ht.  1,  S.  25:{  ff.  Ini  .\ii.schlii!j.'<  an  die.se.s  (iesetz  wurde  erlassen  eine 
„Gescliiiftsordnnng  für  die  Lünehnrgsclu;  I’rovin/iallaudschaft  vom 
d.  .Tnni  ISUd“,  Gesetz.saininlang  für  das  Königreich  Hannover,  ISö.i. 

I,  S.  261  if.  Die.  landschaftliche  Verfassnng  wurde  unwesentlich 
verändert  durch  den  „Allerhöchsten  Erlass  vom  Ü.  November  187G,  be- 
treffend Abänderungen  der  Verfassung  der  Landschaft  des  Fürstentums 
Lüneburg  vom  d.  Juni  186d“,  .\mtsblatt  für  Hannover  187G,  S.  419.  Nach 
.Vnalogie  der  Geschäftsordnung  für  die  Landschaft  entstand  die  „Geschäfts- 
•trdnung  für  die  Ititterschaft  des  Fürsttmtums  Lüneburg  vom  24.  November 
1 >>80“,  Aktenstücke  der  Ritterschaft  des  Fürstentums  Lünelmrg,  Bd.  d,  S.  4dö  ff. 

Gesetzsammlung  für  das  Königreich  Hannover,  .lahrgang  18Gd, 
Abt.  I,  S.  269  tf. 
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Der  Laiulschaftstlirektur  wird  au.s  der  i\Iittc  der  Ritter- 
schaft von  der  Jiiindschaft,  die  Landschaftsrätc  werden  vun 
und  aus  der  gesamten  JHtterschaft  gewählt.’) 

Die  Korporation  der  Lüneburgschen  Ritterschaft  besteht 
aus  den  Hesitzern  der  im  Fürstentum  Lüneburg  — ein- 
schliesslich d(>r  bei  Hannover  verbliebenen  i.<auenburgschen 
Landesteile  — belegenen  und  in  die  ritterschaftliche  i\latrikel 
eingetragenen  landtagsfähigen  Güter,  sowie  der  denselben 
gleichgestellten  Pertinenzien  und  Stammkapitalien. 

Die  Aufnahme  in  die  Jxitterschaft  ist  jedoch  vun  ge- 
wissen Bedingungen  abhängig.  Der  Aufzunehmende  hat 
den  eigentümlichen  und  alleinigen  Besitz  eines  immatriku- 
lierten Gutes  nachzuweisen,  muss  ehrenhaften  Rufes,  männ- 
lichen Geschlechtes  und  volljährig  sein.  Bei  Veräusserung 
eines  Gutes  iintci'  Jjebenden  hat  der  Erwerber  bei  der  Aul- 
nahmc  in  die  Ritterschaft  ein  Eintrittsgeld  zu  zahlen,  wofern 
die  Veräusserung  nicht  an  Verwandte  des  i\lannesstammes 
erfolgt  ist. 

.1  uristische  Pei-somm  können  nicht  Mitglied  der  K’itter- 
schaft  sein. 

Die  Statuten  vom  14.  .Juni  18<53  haben  die  Aufnahme 
grösserer  nicht  ritterschaftlicher Grundbesitzungen  in  die  ritter- 
schaftliche  Matrikel  ermöglicht.  Hierbei  kommt  in  Betracht, 
dass  auch  im  Fürstentum  Lüneburg  die  Mehrzahl  der  Ritter- 
güter klein  ist  und  ihnen  eine  bedeutende  Zahl  grosser  Bauern- 
güter — die  ehemaligen  Meierhöfe  — gegenübersteht.  Nur 
im  Osten  und  Südosten  der  Landschaft  hat  sich  unter  ähn- 
lichen Voraussetzungen  wie  im  östlichen  Deutschland  eine 
Anzahl  grösserer  Rittergutsbetriebe  gebildet.“) 

Von  den  189  gegenwärtig  immatrikulierten  Rittergütern 
haben  nur  die  Hätte  — 92  — einen  Grundsteuerreinertrag 
von  mehr  als  1800  Mark,  von  diesen  nur  33  von  mehr  als 
4.500  Mark.”) 

Vergl.  Veroidimiig  vom  31.  Deceuiber  1860,  Gesetzsaiuiulung  lür 
das  Königreich  Hannover,  Jahrgang  1860,  Abt.  1,  S.  229. 

-)  Wittich,  die  Grandherrsebaft  in  Nordwestdentschland.  8.9 — 11,  21.3. 

Staatshandbueb  über  die  Provinz  Hannover  1902,  8.  580—582. 
Hanger  & .Manz,  der  Grundbesitz  in  der  Provinz  Hannover,  8.  176  ff. 
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Also  nur  etwa  ein  Sechstel  der  Itiitergüter  hat  eine 
Grösse,  wie  sie  östlich  der  Elbe  die  gewöhnliche  ist.  Die 
andere  Hälfte  — ^97  — haben  einen  Grundsteuerreinertrag 
von  weniger  als  180U  Mark.  12  davon  überhaui)t  keinen 
Grnndsteuerreinertrag,  da  ihnen  jegliches  Areal  fehlt.  Bei 
letzteren  bilden  die  Substanz  des  Gutes  ausschliesslich  die 
Pertinenzien,  beziehungsweise  die  aus  der  Ablösung  der 
grundhorrlichen  Gefälle  hervorgegangenen  Kapitalien,  die 
sogenannten  Stammkapitalien,  die  bei  vielen  Rittergütern 
einen  wichtigen  Bestandteil  des  Besitzes  ausmachen. 

Unter  den  ehemaligen  Meierhöfen  dagegen  giebt  es 
etwa  600  mit  einem  Grundsteuerreinertrag  von  mehr  als 
1200  Mark,  davon  gegen  200  von  über  1800  Mark. 

Nach  den  Statuten  (Art.  5)  genügt  nun  ein  Reinertrag 
von  4500  Mark  aus  im  wirtschaftlichen  Zusammenhang  be- 
legenen  Grundstücken  und  das  Vorhandensein  eines  ange- 
messenen Rittersitzes  (castri)  mit  einem  Werte  von  min- 
destens 6000  ]\lark,  um  das  Anrecht  auf  Eintragung  in  die 
ritterschaftliche  IMatrikel  zu  erlangen.  Wer  also  einige 
Bauernhöfe  zusammenkauft,  kann  dadurch  die  Eigenschaft 
eines  Rittergutsbesitzei's  erwerben. 

Allerdings  ist  die  Aufnahme  der  bislnu-  nicht  ritter- 
schaftlichen  Güter  noch  abhängig  gemacht  von  der  Ertüllung 
gCAvisser  Bedingungen,  welche  für  die  Erhaltung  des  Gutes 
in  der  Familie  eine  Garantie  bieten  sollen,  wie  sie  bei  der 
Mehrzahl  der  bisherigen  ritterschaftlichen  Güter  durch  den 
TiChns-  oder  Fideikommiss  verband  damals  bestand. 

Die  Statuten  (Art.  4)  fordern,  dass  dem  neu  aufzu- 
nehmenden Olut  „entweder  Fideikommisseigenschaft  oder 
Stammgutseigenschaft  beigelegt  wird  oder  endlich  der  be- 
treffende Grundbesitz  bereits  dreissig  Jahre  im  Besitze  des 
die  Aufnahme  nachsuchenden  Eigentümers  oder  dessen  Erb- 
lasser gewesen  ist,  und  für  denselben  daneben  Unteilbarkeit 
und  Vererbung  auf  Einen  unter  Begünstigung  des  Annehmers 
bei  der  Erbteilung  besteht.“  Von  dem  Erfordernis  eines 
dreissigjährigen  Besitzes  kann  jedoch  unter  geeigneten  Um- 
ständen abgesehen  Averden. 
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Auf  Grund  der  vonstehenden  Bestimmungen  haben  einige 
Neuaufnahmen  in  die  Matrikel  stattgefnnden.  ln  grfisserem 
Umfange  ist  davon  nicht  Gebrauch  gemacht  worden,  haupt- 
sächlich deshalb,  weil  bald  nach  dem  Inkrafttreten  der 
Statuten  <lurch  die  Einführung  der  Preussischen  Staatsver- 
fassung die  politischen  Vorrechte  der  Rittergüter  fielen,  dann 
auch,  weil  die  wichtigsten  der  verbleibenden  ritterschaftlichen 
Rechte,  der  Anspruch  auf  die  Bentizien,  mit  verhältnismässig 
hohen  Einkaufsgeldern  verl)unden  ist. 

Adels(|ualität  war  für  den  Eintritt  in  die  ritterschaftliche 
Korporation  nie  erforderlich.  Der  Erwerb  und  Besitz  von 
Rittergütern  durch  Nichtadelige  ist  wie  in  allen  Hannover- 
schen Landschaften  immer  statthaft  gewesen,  im  Gegensatz 
zu  Freussen,  wo  dies  bis  zum  Jahre  1807  verboten  war.*) 
Durch  das  Statut  von  1S63  ist  denselben  die  bisher  fehlende 
passive  Wahlfähigkeit  bezüglich  der  ritterschaftlichen  Ämter 
und  Stellen“)  zugebilligt  worden.  A\icb  in  Bezug  auf  den 
Anspruch  auf  die  Benelizien  wurden  sie  den  ]\Iitgliedcrn 
adeligen  Standes  gleichgestellt. 

Übrigens  kommen  in  Hannover  bürgerliche  liitterguts- 
besitzer  verhältnismässig  wenig  vor.  Im  Fürstentum  IJine- 
burg  sind  noch  heute  von  189  Rittergütern  152,  also  etwa 
80%.  i'i  Händen  des  Adels.  \'on  den  übrigen  37  Gütern 
sind  29  im  Besitz  von  Bürgerlichen,  8 im  Besitz  von  juristi- 
schen Personen.^) 

Das  Vermögen  der  ritterschaftlichen  Korporation 
setzt  sich  zusammon  aus  Kapitalbesitz  und  Grundbesitz.'*) 
Letzterer  besteht  hauptsächlich  in  den  schon  seit  Jahr- 
hunderten im  Besitz  der  Ritterschaft  l)etindliehen.  im  Amt 


*)  E.  V.  Meier,  Hamiover.sche  Verfassungs-  nml  Verwaltniivs- 
gesebiebte  Bd.  1,  S.  231.  ff. 

2)  taut  Wahlreglement  vom  2.  Xoveniber  17.')2  und  vom  4.  August 
1774;  V.  Lenthe,  Archiv,  Bd.  7,  S.  79 — 14S;  Bd.  1,  8.  4,') — (i!)  und  Bd.  s 
S.  1-64. 

Staatshandbuch  über  die  Provinz  Hannover  1902,  S.  .'»SO— .AS2. 

■*)  Regulativ,  betreffend  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Bittor- 
schnft  des  Fürstentums  Lüneburg,  vom  2.  December  1869g  Aktenstücke 
der  Eittersch.aft,  Band  2,  Seite  109—111,  179. 
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Grcvesmiililt'ii  dos  Grusslicrzugtums  Mecklenburg- 8clnveriii 
gelegenen,  Rittergütern  Gross  - Walnisturf,  Niendorf  und 
Jassewitz,  deren  Pachtertrag  einen  wosentliehen  Bestand- 
teil der  Einkünfte  der  Korporation  bildet.') 

Aus  den  Einkünften  werden  zunächst  die  Verwaltungs- 
kosteii,  die  Besoldung  dei-  Beamten  und  die  sonstigen  laufen- 
den Ausgaben  bestritten.  Ein  erheblicher  Teil  wird  sodann 
auf  Benefizien  für  die  Angehörigen  der  Ritterschaft  ver- 
wendet, wozu  ausserdem  die  ücbersehüsse  des  rittersehaft- 
lichcn  Kreditinstituts  noedi  eine  bestimmte  Summe  beitragen. 

Das  ritterschaftlichc  Vermögen  dient  schliesslich  zur 
Aufrechterhaltimg  des  Kredits  der  Ritterschaft  und  ist  (huu- 
gemass  den  Gläubigern  des  Kreditinstituts  in  letzter  Einie 
als  Sicherheit  bestellt. 

Die  rittersehaftlichen  Benetizien  bestehen  in  üniversitäts- 
Stipendien,  Equipagen-Geldcrn  nnd  Damen-Präbenden.') 

Die  Universitäts-Stipendien  werden  als  Beihülfe  zu 
den  Kosten  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  von  Söhnen 
Angehöriger  der  Ritterschaft  zum  Studium  auf  einer  Univer- 
sität oder  anderen  Hoehschulen  auf  die  Dauer  von  längstens 
drei  Jahren  verliehen. 

Die  Eciuipage-Gelder  werden  als  Beihülte  zu  den  Kosten 
der  Ausstattung  bei  der  Beförderung  zum  Offizier  einmalig 
an  Söhne  von  Angehörigen  der  Ritterschaft  verliehen. 

Das  Recht  auf  beide  Arten  Benetizien  steht  jedem  Be- 
sitzer eines  immatrikulierten  Gutes,  beziehungsweise  den 
Söhnen,  Enkeln  und  sonstigen  dem  Mannesstamm  angchörigen 
männlichen  Nachkommen  eines  solchen  zu,  nach  Massgabe 
des  Grades  der  Verwandtschaft  mit  dem  Besitzer. 


M Handbnch  des  riniudbesitzes  im  Dent.^chell  Keiche,  Band  X, 
die  Gi'os.sherzoi^tümer  Meeklenbnr^-Sehvverin  und  Strelitz,  S 86. 

')  ^lassgebend  für  ihre  Verleihung  ist  das  „Regulativ,  betreffend 
die  Verleihung  der  rittersehaftlichen  Universitäts-Stipendien,  Eipiipage- 
(Jelder  und  Dainen-Fräbenden,  vom  2.  nnd  d.  December  1869“,  Akten 
stücke  der  Ritterschaft.  Bd  2,  S.  112  ff,  S.  ISO  ff.,  mit  Zusätzen  von 
187.'),  Bd.  3,  8.  75,  Bd.  2s  S.  47-t  und  1877,  Bd.  .3,  S.  136. 
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Die  Damen-Präbenden  werden  als  Jahresrenten  an  un- 
verheiratete, unversorgte  Töchter  und  Enkeltöchter  von 
Mitgliedern  der  Ritterschaft  lebenslänglich  verliehen. 

Aus  einem  besonderen  Ponds  stammen  die  sogenannten 
Schul-Stipendien.') 

Bei  Aufhebung  der  durch  Umwandlung  aus  dem 
Kloster  St.  Michaelis  zti  Lüneburg  entstandenen  Ritter- 
akademie  im  Jahre  1850  wurde  die  Ritterschaft  für  die 
dem  Lüneburgschen  Landadel  für  seine  Angehörigen  zu- 
stehenden Preistellen  mit  einem  Kapital  entschädigt.-) 

Die  Zinsen  dieses  Kapitals  werden  auf  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Schul-Stipendien  für  Gymnasien  und  andeie 
höhere  Schulen  verwendet  und  alljährlich  auf  die  Dauei- 
von  höchstens  fünf  Jahren  an  Söhne  und  .sonstige  Descen- 
denten  von  Mitgliedern  der  Ritterschaft  nach  Massgabe?  des 
Gr'ades  der  Verwandtschaft  verliehen. 

Die  Besitzer  von  in  die  Matrikel  neu  aufgcnommeiien 
Gütern  sowie  die  Erwerber  von  Gütern,  falls  die  Veräusse- 
rung  nicht  an  Verwandte  des  Mannesstammes  erfolgt.  ei‘- 
langen  das  Anrecht  auf  die  Benetizien  und  Stipendien  erst 
durch  Zahlung  bestimmter  Einkaufsgelder. 

Die  Bestrebungen  der  Ritterschaft  in  JJezug  auf  die  Er- 
haltung des  Grundbesitzes  in  der  Pamilie  und  das  ritter- 
schaftliche  Kreditinstitut  werden  den  Gegenstaml  der  Be- 
trachtung für  die  beiden  folgenden  Kapitel  bilden. 


')  Regnlativ,  bol  reffend  die  Verl  eibuiig  der  ritterscliafi  liehen  .Stipen- 
dien für  ölfentliche  höhere  Unterricht.sanst alten  (der  .sogenannten  Schnl- 
stipendien),  vom  30.  .Tannar  1866  nnd  3.  December  1869,  Akten.stücke 
der  Ritter.scliaft  Bd.  1,  S.  1,52  ff.,  Bd.  2,  S.  184  ff. 

-)  Aktenstücke  der  Land-  nnd  Ritterschaft  des  Fürstentnms  Lüne- 
bnrg  Bd.  2,  S.  41  ff. 


Zweites  Kapitel. 

Rechtsinstitutionen  und  Bestrebungen  zur  Erhaltung  der 

Rittergüter. 

In  (len  Hannoverschen  Landschaften  bilden  die  Ritter- 
j,ditor  zum  grossen  Teil  alten  Fainilienbesitz,  eine  ganze 
Anzahl  ist  seit  vielen  Jahrhunderten  in  den  Händen  der- 
selben Familie. 

\'on  grosser  Bedeutung  für  die  Erhaltung  des  Grund- 
besitzes ist  der  Lehnsverband  gewesen,  welcher  bis  in  die 
neuere  Zeit  in  den  meisten  Landschaften,  darunter  auch  im 
Fürstentum  Lüneburg,  die  Mehrzahl  der  Rittergüter  um- 
fasste.’) 

Die  Teilung  der  Lehngüter  war  zwar  gestattet,  doch 
untei-lagen  sie  weitgehenden  Veräusserungs-  und  Belastungs- 
beschränkungen. Sie  und  der  den  Besitzern  obliegende  Reiter- 
kiiegsdienst  bewirkten,  dass  die  Lehngüter  im  allgemeinen 
geschlossen  blieben.  . 

Die  verhältnismässig  wenigen  Allodialrittergüter  blieben 
ebenfalls  in  der  Regel  ungeteilt,  zumal  ihre  Besitzer  auch 
nicht  selten  zum  Rossdienst  verpflichtet  waren. 

Seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  trat  bei  den  ritter- 
schaftlichen  Geschlechtern  allmählich  das  Besti'cben  hervor, 
den  Grundbesitz  zusammenzuhalten  und  der  Familie  zu 
sichern.  Dies  führte  vielfach  zur  Errichtung  von  Stamm- 
gütern und  Familienfideikommisseil. 

')  Seiiiig-Grossiiiniiii,  die  Vem'tniig  dc.s  liindliclieii  Giniidbesifzes 
im  Königreich  Pren.sseii.  VI.  Provin/ Hannover,  'Peil  TI.  Hie  Vererhnng 
ilen  ritterschaftliclien  Grmidl)e.<!i(zes,  S.  Hiö — IS(i. 
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Indessen  verdankte  der  landsässige  Adel  in  erster 
Linie  der  Ausbildung  des  Lehnsrechts  die  Erhaltung  seines 
Familienbesitzes. 

Durch  Gesetz  vom  13.  April  1836’),  ergänzt  durch  zwei 
Gesetze  vom  16.  duli  1848  und  24.  Januar  1851,  wurde 
die  Allodifikation  der  Lehen  auf  Antrag  des  Vasallen  ge- 
stattet. Die  Lehen  werden  freies  Eigentum,  nachdem  noch 
eine  einmalige  Succession  nach  Lchnsrecht  stattgefunden  hat. 

Gegenwärtig  ist  die  Auflösung  des  Lehnsverbandes 
ziemlich  weit  vorgeschritten,  von  137  Lüneburgschen  Lehn- 
rittergütern sind  124  bereits  alloditiziert. 

Wie  ehedem  wegen  des  Reiterkriegsdienstes,  so  hatte 
der  laindesherr  später  wegen  der  politischen  Stellung  der 
Ritterschaften  ein  Interesse  an  der  Erhaltung  leistungsfähiger 
Rittergüter,  vom  Beginn  des  neunzehnten  .Jahrhunderts  an 
namentlich  wegen  der  Vertretung  der  Ritterschaften  in  der 
allgemeinen  Ständeversammlung. 

Diese  besondere  Rücksicht  auf  die  Staatsverfassung  und 
daneben  die  allgemeine  Erwägung,  dass  eine  Zersplitterung 
des  Grundbesitzes  den  landwirtschaftlichen  Interessen  nicht 
zuträglich  sei,  liessen  ein  Verbot  der  Realteilung  auch  nach 
Aufhebung  der  lebnshen'lichen  Geliundenheit  als  wünschens- 
wert erscheinen. 

Das  Gesetz  über  die  Allodifikation  der  Lehen  bestimmte 
daher  (§  5).  dass  allodiiizicrte  landtagsfähige  Lehngüter  in 
unzertrennlichem  Bestände  erhalten  werden  sollten  und  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  nicht  geteilt  werden  durften. 

Als  durch  die  Aufhebung  der  Hannoverschen  Staats- 
verfassung die  Ritterschaften  die  Stellung  öffentlichrecht- 
licher Korporationen  verloren,  fiel  jedoch  das  besondere 
Interesse  an  der  Aufrechterhaltung  grösserer  Rittergüter  fort. 


h Gesetz  über  di(*  Ablö.Hjarkeit  de.s  Ltdinsverbandes,  die  Verhält- 
nisse l)leibender  Lelieu  und  die  Errichtung  von  Familientideikounnisscii 
vom  l;t.  Aiiril  18,30,  Gesetzsammlung  für  das  Kgr.  Hannover,  1830,  Abt. 
I,  S.  33. 


Das  Teilungsverbot  wurde  daher  ini  Jahre  18S7  beseitigt, *) 
und  seitdem  sind  alludilizierte  Lchngiiter,  nachdem  eine 
einmalige  Lclmsl'olge  nacli  Lelinsrecht  stattgcfundon  Imt, 
freies  Eigentum  in  der  Hand  des  Besitzers. 

Um  einen  Ersatz  für  den  Lehnsverhand  zu  l)i('ten, 
wollte  die  Regierung  durch  die  Erleicliteruiig  der  Stiftung 
von  Eamilicmfideikommissen  den  ritterschaftlichen  Familien 
( ielegeidicit  gehen,  und  zwar  vollkonmumer  als  der  Lehns- 
verband ('S  bisher  V('rmocht  liatte,  die  Erlialtung  ('ines  lesten 
( irundbesitzc's  als  eine  (Jrundlag('  der  ständischen  Vei'tretung 
zu  sichern. 

Das  Gesetz  vom  13.  A})ril  lS3(i  regelte  daher  zugleich 
das  Fideikommissrecht  neu  und  gestattet  mit  landesherrlicher 
CJenehmigung  die  Stiftung  von  Familientideikommissen  für 
alle  Rittergüter  von  mindestens  3 600  Mark  Keinerti-ag. 

Kill  um  die  Mitte  der  sechziger  Jahn',  vorbereiteter  Ent- 
wurf eines  Landesgesetzes  zur  weiteren  Ausbildung  des  Fidei- 
kommissrechts gelangte  nicht  mehr  zur  Vorlage*  an  die  all- 
gi'iiieine  Ständeversammlung.  -) 

Tm  Fürstentum  Lünelmrg  sind  gegenwärtig  3g  Ritter- 
güti'r  zu  Fideikommissen  gehörig. 

Soweit  nicht  hesomlere  Normen,  wie  bei  den  Lehngütern 
und  Fideikommi.ssen,  die  Erhaltung  der  Ivittergütc]’  gewähr- 
leisteten, galten  im  grössten  Teil  (h'S  Königreichs  Hannover, 
auch  im  Fürstentum  Lünehiirg,  die  Restimmungen  des 
gemeinen  Hechts. 

Die  Hannoverschen  Ritterschalt('ii  waren  jedoch  vermöge 
der  ihnen  seit  alters  her  zustehenden  Autonomie  befugt, 
vom  gemeinen  Recht  abweichende  Bestimmungen  zur  Er- 
haltung des  (irundhesitzes  in  ihren  Familien  zu  treffen. 

Von  dieser  Berechtigung  ist  mehrfach  ({ehraiich  ge- 
niacht  worden,  namentlich  um  ein  besonderi's  Stammgüter- 
recht zu  schaffen. 


0 (if.setz  vom  l.'i.  AiJiil  JSST,  lietreffeml  die  Aulliebiiiig  des  § j 
tle.s  (iesetze.s  vom  l.'t.  A]iiil  IH-tli,  (iesefz.sammlnng  f.  il.  Pren.ssischeii 
Staaten,  1887,  S.  115. 

-)  Akten-stiieke  der  Kitter.schaft,  Bd.  1,  S.  ö7,  ö(J. 
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Das  Bürgerliche  (lesetzbiich  hat  die  landesherrlichen 
Vorschriften  über  Familieniideikommisse  und  Lehen,  mit 
Einschluss  der  alloditizierten  Leiten,  sowie  über  Stammgüter 
unberührt  gelassen.') 

Die  Lünehurgschc  Ritterschaft  trifft  tuif  Grund  der  t'r- 
wähnten  Befugnis  in  den  Statuten  vom  14.  Juni  1S63.  (Art. 
11 — 17)  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  die  Erhaltung 
der  Güter  in  ihrem  Bestände. 

Für  die  Mehrzahl  der  ritterschaftlichen  Güter  bestand 
damals  das  Teilungsverbot,  nämlich  für  die  Lehen  und 
alloditizierten  Lehen  nach  dem  Gesetz  vom  Jahre  1836, 
für  die  Fideikommisse  durch  ihre  rechtliche  (Qualität,  die 
statutarischen  Vorschriften  bilden  also  nur  eine  Ergänzung 
der  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Veraidasst  wurden  sie  durch  die  im  Laufe  des  neun- 
zehnten Jahi'hunderts  erfolgten  Rcfoi'inen  der  Agrarver- 
fassung, die  Ahlösung  der  grundherrlichen  Verhältnisse,  die 
Gi'meinheitsteilungen  und  die  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke. 

Die  mannigfach(*n  \'erändcrungen,  welche  die  Ritter- 
güter dadurch  in  Bezug  auf  ihr  Gutsareal  und  ihre  Rer- 
tinenzien  erfahren  hatten,  Hessen  nähere  Bestimmungen 
über  das  Zusammcidialten  des  Besitzes  als  notwendig  er- 
scheinen. 

Bei  d(‘r  Ablösung  der  grundherrlichen  (R'fälle,  des 
Meierverhälinisscs,  der  Naturaldicnste  und  Zehnten  war  die 
Entschädigung  der  Grundlu'rren  meist  durch  Kapitalzahlung 
crfölgt.  Diese  Ablösungskapitalien  für  die  verschiedenen 
grundherrlichen  Berechtigungen  beim  Gute  zu  erhalten,  war 
von  grösster  Wichtigkeit  für  die  Wahrung  der  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Stellung  der  Ritterschatt.  Denn  sic  bildeten 
als  Zubehörungen  des  Ritterguts  einen  wesentliclu'ii  Be- 
standteil desselben,  waren  oft  wertvoller  als  der  Grundbesitz 
selbst  und  repräsentierten  in  einzelnen  Fällen,  wo  eigener 
Landbesitz  ganz  fehlte,  allein  die  Substanz  des  Ritterguts. 


')  Eiufiilivnngsgesetz  zum  ttürgerlidieii  Ue.'ietzbudi,  Art.  .üü. 


i 
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Diii'cli  CTemcinlu'itstciUmuHMi  war  der  Bt'stand  der 
Rittei'ijütcr  an  (ürundstückon  vielfach  erheblich  vermehrt 
worden,  desgleichen  auch  durch  Verwendung  der  Ahlösungs- 
kapitalien  zum  Ankauf  von  (Irundhesitz. 

Durch  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  die  so- 
genannte Verkoppelung,  war  der  Bestand  vielfach  verändert 
worden. 

Die  Bestimungc'n  (h;r  Statuten,  dass  sämtliche  Eitter- 
güter  in  ihrem  Bestände  erhalten  werden  sollen,  verfolgen 
demnach  in  der  Hauptsache  den  Zweck,  einerseits  die  an 
die  Stelle  der  grundherrlichen  Gefälle  getretenen  Ablösungs- 
oder Stammkapitalien  als  Bestandteile  des  Gutes  zu  erhalten, 
andererseits  die  Güter  in  dem  Umfang  und  der  Gestalt, 
welche  sie  durch  Gemcinheitsteilungen  und  Verkoppelungen 
bekommen  hatten,  zu  erhalten. 

Als  Zubehtirungen  des  Gutes  sind  nach  den  Statuten 
alle  damals  seit  mindestens  lo  Jahren  mit  demselben  ver- 
einigten Grundstücke,  Berechtigungen  und  Ablösungs- 
kapitalien  anzusehen.  Verkauf  oder  Vertauschung  einzelner 
Zubehörungen  ist,  ausser  bei  unbedeutenden  Gegenständen, 
nur  bei  Ersatz  durch  ein  genügendes  Aeqiiivalent  in  Grund 
und  Boden  zulässig. 

Die  ’N'erwendung  der  Ablösungskapitalien  ist.  ausser 
zum  Ankauf  von  Grundstücken,  j^u  fruchtbringenden  und 
dauernden  ^Meliorationen  gestattet. 

Die  Aufsicht  über  die  Erhaltung  der  Güter  führt  das 
ritterschaftliche  Kollegium,  dessen  Auflagen  zur  Feststellung 
des  Bestandes  der  Güter  die  Mitglieder  der  Ritterschaft 
Folge  zu  leisten  haben. 

Die  Nichtbeachtung  oder  l'lterschreitung  der  Bestim- 
mungen hat  das  Beruhen  sämtlicher  litterschaftlichen 
Hechte  zur  Folge,  bis  das  betreffende  Gut  in  seinen  nor- 
malen Bestandteilen  wieder  ergänzt  ist. 

Obwohl  die  statutarischen  Vorschrilten  über  die  Er- 
haltung der  Güter  nicht  als  zwingende  Rechtsnormen  an- 
gesehen werden  können  und  Dritten  gegenüber  keine  Wirk- 
samkeit haben,  so  ist  doch  die  Bestimmung  über  das  Ruhen 
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der  litterschaftlichen  Rechte,  besonders  wegen  des  Aus- 
schlusses von  den  Benefizien,  von  Wichtigkeit. 

J)iesc  Bestimmungen  sind  bis  auf  den  hentigen  Tag 
in  Kraft.  Dagegen  sind  viel  weiter  gehende  Bestrebungen 
der  Ritterschaft  hinsichtlich  der  Pirhaltung  des  Familicn- 
hesitzes,  welche  auf  die  Ausbildung  eines  Frbrechts  für 
die  Rittergüter  und  eines  Stammgüterrechts  gerichtet  waren, 
nicht  zur  Ausführung  gelangt. 

Nach  längeren  ^'erhandlungcn  über  ein  „ Ritterschaft - 
liebes  Güterstatut‘‘  auf  den  Rittertagrn  von  Usöi»  und  Ifsno 
wurde  zunächst  ein  Erbrecht  für  die  Rittergüter  beschlossen 
und  der  Regierung  zur  Sanktion  vorgelegt,  während  ein 
Stammofüterrecht,  welches  in  einem  Kommissions-Entwurf 
bereits  fertig  vorlag,  demnächst  folgim  sollte. 

Bevor  jedoch  dieses  Güterstatut  die  lamh'sherrliche 
Bestätigung  erhielt,  erfolgte  die  Einverleibung  des  Königreichs 
Hannover  in  die  Preussische  Monarchie  und  die  Einführung 
der  Preussischen  Staatsverfassung,  welche  die  den  Ritter- 
schaften zustehende  Autonomie  beseitigte. 

Das  geplante  Erbrecht  für  die  Rittergüter  sollte  die 
Erbfolge  abweichend  vom  gemeinen  Recht,  und  zwar  nach 
den  Grundsätzen  des  Anerbenrechts,  regeln.') 

Das  Gut  sollte  ungeteilt  auf  einen  Erben,  den  ältesten 
Sohn,  übergehen,  und  der  Gutserbe  durch  ein  Voraus  von 
einem  Drittel  des  nach  dem  nachhaltigen  Ertrage  ermittelten 
Gutswertes  bevorzugt  werden, 

Bestimmungen  dieser  Art,  welche  die  Auseinandersetzung 
unter  mehreren  Erben  normierten  und  erleichterten,  waren 
eine  logische  Konsequenz  der  ritterschaftlichen  Statuten 
von  1863. 

Die  Neuaufnahme  in  die  Matrikel  setzt  nach  den  Statuten 
(Art.  4j  die  Unteilbarkeit  des  Gutes  und  dessen  ATrerbung 
auf  Einen  unter  Begünstigung  des  Annehmers  bei  der  Frb- 


')  „Entwurf  des  ritterlicbcii  üüterstatnts  vom  10.  31iirz  ISHtV, 
Kaiutel  t,  „Hestiuminngen  über  die  Erbfolge  in  diejenigen  Kittergiiter, 
welche  weder  Stanini-  noch  Eideikommissgüter  sind“,  Aktenstücke  der 
Ritterschaft,  Bd.  l,  S.  225  ü'. 


triluiiy,  sowie  die  Aufnaliiiio  in  die  Kittersehfili  (Art.  20  und 
2)  d('ii  Nacliweis  des  alleinigen  Besitzes  voraus, 

Rs  fehlte  aber  für  alle  nicht  tideikomiuissarisch  gebundenen 
(Uiter  an  jeder  Sicherheit,  dass  jene  Vererbungsweise  auch 
heibehaltcn  werde.  Das  geplante  Stamnigüterrocht  sollte 
ähnlich  dein  Fidcikoiniuissrecht  einen  Ersatz  für  das  fort- 
lallcnde  Lchnsrccht  und  seine  der  Erhaltung  des  Eaniilicn- 
hesitzes  dienlichen  Verfügungsbeschränkungen  gewähren. 

In  Anlehnung  an  das  ältere  Deutsche  Stainingutsrecht, 
welches  die  Veräusscrlichkeit  der  Güter  durch  das  den  Erb- 
anwärteni  zustehende  Bcisi)ruchsrccht  beschränkte  und  sie 
einer  Sondcrerbfolge  unter  Bevorzugung  des  Mannesstainnies 
unterwarf,  war  iin  benachbarten  Herzogtum  Bremen  seit  dem 
sechzehnten  Jahrhundert  ein  Stammgutsrecht  zur  Aus- 
l)ildung  gekommen.  Ks  gehört  hierher  das  sogenannte  alte 
Ivitterrecht  von  1577  und  17J8,  sowie  das  revidierte  Ritter- 
recht  von  1S47.  Nach  diesem  Verbilde  wollte  auch  die  Lüne- 
luirgsche  Ritterschaft,  ebenso  wie  es  die  Kalenberg-Göttingen- 
Grubenhagensche  Ritterschaft  im  Jahre  1847  getan  hatte, 
(du  Stammgüterrecht  einführen. 

Die  Beilegung  der  Stammgutseigenschaft  bildete  nach 
(hm  Statuten  von  1SG3  (Art.  4)  eine  der  alternativen  Be- 
dingungen für  die  Neuaufnahme  in  die  Matrikel  und  sollte 
ferner  für  alle  bereits  immatrikulierten  Güter,  welche  einen 
Reinertrag  von  mindestens  4500  Mark  und  ein  Wohnhaus 
zu  (dnem  Werte  von  mindestens  0000  Mark  haben,  ermöglicht 
werden. 

Der  Bntwurf  des  Stammgüterrechts  lolgt  in  seinen 
(dnz(dnen  Bestimmungen  denselben  Grundsätzen  wie  die 
Stammgüterordnungen  der  beiden  anderen  Ritterschaften. 
Dem  Stammerben,  dem  ältesten  Sohn,  auf  welchen  das 
Stammgut  ungeteilt  übergeht,  sollte  die  Hälfte  des  nach  dem 
nachhaltigen  Ertrage  ermittelten  Gutswertes,  die  sogenannte 


0 Eiitwnvf  eines  rittenscliaftlichenGüterstatiits  nach  den  Koininis.sions- 
sirznngen  vom  23.  und  24.  November  1865,  Kapitel  11,  „Von  Stamm- 
giitern“,  Aktenstücke  der  Kitterschatt,  Bd.  1,  S.  112  ff. 
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Stammquote,  als  Voraus  Zufällen,  die  andere  Hälfte,  die 
sogenannte  Allodialquote,  unter  die  Allodialerben  geteilt 
werden.  Eine  Verschuldung  des  Stammguts  sollte  nur  zum 
Zweck  seiner  Vergrösserung,  Erhaltung  oder  dauernden  V(U'- 
besserung  gestattet  sein,  .sonst  nur  die  Einkünfte,  niemals 
die  Substanz  des  Gutes  treffen.  Eine  Verämsserung  .sollte 
verboten  und  in  der  Wei.se  nichtig  sein,  da.ss  die  Erb- 
aiiwärter  l)erochtigt  waren,  das  Gut  zurückzuforderu. 

Da  dei  Entwurf  infolge  der  Beseitigung  der  ritterschaft- 
liehen  Autonouue  durch  die  Rreussische  Verfassung  nicht 
Ges('tz  wurde,  so  ist  die  ganze  fnstitution  unvollständig  und 
somit  unbrauchbar  geblieben. 

Die  2 Stammgüter  im  Fürstentum  Lüneburg,  welchen 
die  Stammgutseigenschaft  durch  ihre  Besitzer  zum  Zweck 
der  Neuaufnahme  in  die  Matrikel  im  Hinblick  auf  das  zu 
erwartende  Stammgutsrecht  beigelegt  wimh*,  entbehren  folg- 
lich jeder  rechtlichen  Grundlage. 

ln  iK'uerer  Zeit  sind  die  Bestrebungem  zur  Ausbildung 
eines  Stammgüterrechts  im  Fürstentum  Lüneburg  wicaler 
aufgenommen  worden. 

Die  Lüneburgschc  Landschaft  hat  mittelst  einstimnugen 
Beschlusses  vom  Jahre  1S95  die  Einführung  einer  Stamm- 
güterordnung als  wünschenswert  bezeichnet,  um  für  die  Er- 
haltung des  ländlichen  Grundbesitzes  — und  zwar  nicht 
nur  für  Rittergüter,  sondern  für  alle  Güter  von  einer  ge- 
wissen Grösse  — in  der  Familie  des  Eigentümei’s  eine 
bessere  Gewähr  zu  schaffen,  als  das  gegenwärtige  Recht 
sie  !)ietet.*) 

Die  Eigentümer  der  Güter  sollen  die  Befugnis  erhalten, 
durch  Eintragung  des  (iutes  in  die  Stammgüterrolle  ihm 
mit  Wirksamkeit  für  die  Rechtsnachfolger  die  Figemschaft 
eines  Stammgutes  beizulcgen. 

Das  Stammgut  soll  Beschränkungen  hinsichtlich  (h'r 
V (M'äusserung,  der  Belastung  und  der  Zwangsvollstreckung 


*)  Ministerielle  „Deiiksclirilt  über  die  znr  Fiirderniig  der  Laiidwirt- 
scLait  in  den  letzten  Jahren  ergriffenen  Massnahmen“.  Berlin,  1896.  S.  20. 
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unterliegen  und  mit  der  Einführung  des  Anerbenrechts  - 
Vererbung  auf  Einen  unter  Begünstigung  des  Annelimers  — 
hei  Annahme  des  Rentenprinziiis  für  die  EiRahtindungen  der 
Mitorhon  verbunden  werden. 

Dieser  Beschluss  hat  die  Veranlassung  zur  Bearbeitung 
eines  entsprechenden  (iesetzesentwurfs  gegeben,  dessen 
Geltungsbereich  sich  auf  die  ganze  Provinz  erstrecken  soll. 
Voraussichtlich  wird  das  Stammgüteireclit  gieichzeitig  mit 
dem  Pideikommissrecht  geregelt  wm-den. 

Ein  unter  diesen  Gesichtsi)unkten  au.sgehildetes  Stamm- 
güterrecht würde  den  an  ein  Erbrecht  zu  stellenden  An- 
Sprüchen  am  besten  entsprechen.  Derartige  Stammgüter 
würden  sich  nur  noch  wenig  von  den  Fideikommissen  unter- 
scheiden, di('sen  gegenüber  alier  manclierlei  \'orzüge  besitzen. 

Bei  di'ii  Fideikommissen  dient  di('  starke  Ifevorzugung 
des  Gutserhen,  die  unabänderliche  Successionsordnung,  der 
absolute  Ausschluss  der  Veräusserlichkeit  und  Vei-scliuld- 
harkeit  nicht  immer  dem  Familieninteresse,  ausserdem  ist 
ihre  Stiftung  nur  für  die  grösseren  Güter  mit  einem  Kein- 
(utrag  von  mindestens  3000  i\Iark  statthaft.^) 

Anderseits  kann  das  in  Hannover  und  anderen  Provinzen 
neuerdings  (‘ingelührte  Iföferecht  das  Stammgüterrecht  nicht 
ersetzen.  Dcmn  es  gewährleistet  zwar  di(!  Sicherstellung  d('S 
Intestaterhen  auf  Grund  des  Prinzips  des  Anerbenrechtes, 
('S  fehlen  aber  alle  Beschränkungen  der  Verschuldbarkeit 
und  Veräusserlichkeit. 

Das  Gesetz  vom  2.  Juni  1874,  betreffend  das  Höferecht 
in  der  Provinz  Hannover,-)  Hess  nach  § 24  das  für  Fidei- 
kommiss-, L('hn-,  Stamm-  und  Rittergüter  geltende  besondere 
R('cht  unberührt.  Rittergüter  blieben  zunächst  von  der  Ein- 
tragung ausgeschlossen  — durch  Gesetz  vom  Jahre  1880.^) 


0 Seriiig,  Art.  „Staiumgüter  und  Fideikommisse“,  Würterbuch  der 
Volkswirtschaft,  Ed.  2,  S.  614  ff. 

-)  (■iesetz.sainmlmig  für  die  Frenssiselien  Staaten,  1874,  S.  186  ff. 

Gesetz  vom  24.  Febrnar  1880,  § 1,  Gesetzsammlung  für  die 
Prens.siseben  Staaten,  -l8Sü,  S.  87. 
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Im  Jahre  1884  wurden  sie  zwar  zugelassen,*)  haben  aber 
davon  nicht  in  erheblichem  Uimfange  Gebrauch  gemacht 

Bei  dem  Mangel  eines  partikularen  Erbrechts  für  die 
Lünehurgsche  Ritterschaft,  welches  abweichend  vom  ge- 
meinen Recht  die  Gleichteilung  des  A'ermögens  hei  der  A’er- 
erhung  des  Grundbesitzes  ausschliesst  und  eine  Begünsti<run'Tf 
des  Gutserben  sichert,  sind  die  Besitzer  der  rittcrschaftlichen 
Güter  in  dem  Bestreben,  den  Grundbesitz  dauernd  in  der 
Familie  zu  erhalten,  allein  darauf  angewiesen,  durch 
ttv'^tamentarische  Verfügungen  die  Sicherstellung  des  Guts- 
erben zu  gewährleisten. 

ln  der  That  ist  die  übliche  Form  der  Vererbung  die- 
jenige durch  Testament,  Intestatcrhfolge  findet  nur  selten 
statt.-)  Gewöhnlich  wird  der  älte.ste  Sohn  Erbe  des  Grund- 
besitzes. 

Ein  einzelnes  Rittergut  wird  reg('lmässig  nicht  geteilt, 
nur  wenn  mehi-ere  selbstständige  Güter  vorhanden  sind,  pflegt 
sie  der  Ifesitzer  verschiedenen  seiner  Erben  zu  vermachen. 

B('i  der  \Vertst('ilung  i.st  man  geneigt,  den  Ertrags- 
wert, nicht  den  Verkaufswert  des  Gutes  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  Ablinduiigen  der  Aliterben  bestehen  selten  in  Kapital, 
sondern  meist  in  einer  lebenslänglichen  Rente. 


'(  Ge.sotz  Vom  20.  Febru.av  1884,  betrcfibiid  Aul'hebuiig  des  § 1 de.s 
Gesetzes  vom  24.  Fclirn.'ir  IsSo,  Gesetzsammlung  für  die  Prenssiselien 
Staaten,  1884,  S.  71. 

-)  Sering-Grossmaliii.  a.  a.  l>.  S.  182. 


l)ritt('S  Kapitel. 

Das  ritterschaftliche  Kreditinstitut. 

Die  Veranlassung  zur  Errichtung  eines  ritterscliaftlichen 
Kreditinstituts  war  die  Kreditnot,  durch  welclie  die  Mitglieder 
(h'i-  Ritterschaft  in  der  zweiten  Hälft(‘  des  achtzelinten  Jalir- 
hunderts  betroffen  wurden.') 

Die  damals  unter  den  Kai)italisten  V(U'hreitete  Ahneigung. 
ihr  (Jehl  ini  Inlande  und  speziell  in  Grundbesitz  an- 
zulegen, hatte  zur  Folge,  dass  Bodenkredit,  wenn  überhaupt, 
nur  kurzfristig  und  gegen  hohe,  oft  wucherische  Zinsen  zu 
bekommen  war. 

Nach  dem  siebenjährigen  Kriege,  welcher  die  Hannover- 
schen Landschaften  in  unmittelbare  iMitleidenschaft  gezogen 
hatte,  mussten  die  Rittergutsbesitzer  durch  die  ungünstigen 
Kreditverhältni.sse  um  so  härter  getroffem  werden.  Zur 
Bestreitung  der  Kosten,  welclu'.  ihnen  der  Krieg  auferlegte, 
und  zur  Beschaffung  der  Geldmittel,  welche  die  Instand- 
setzung ihres  geschädigten  Besitzes  eiforderte,  wai-  ihnen 
Kredit  doppelt  nötig,  und  die  Folge  des  Mangels  an  Kredit 
war,  dass  ein  grösserer  Teil  der  Güter  sehr  zurückgegangen, 
eine  Anzahl  in  Konkurs  geraten  waren 

Fm  diesem  Notstand  abzuhelfen  und  (>in  geordnedes 
Kreditwesen  zu  (‘rmögiiehen,  beschloss  daher  die  Lüneburg- 
sche  Ritterschaft,  ein  eigenes  Kreditinstitut  zu  gründen. 

M V.  Archiv  für  (ffisrliichte  und  Verlassniig’  des  Fürst, eiitnuis 

Idiuehurg*,  Bd.  S.  1-— 2d8,  5üü — 000:  „Das  rUterschaftli(*he  Kredit- 

institut des  Fürstentums  Lüneburg/'  dahresberieltt  der  Königlichen 
LaiuLvirtschafts- Gesellschaft  zu  Celle,  Centralverein  für  die  Provinz 
Hannover,  1887,  S.  24  ff. 


Die  Aufgal.ie  des  Kreditinstituts  sollte  es  sein,  mit  Hilfe  des 
Kredits,  welchen  die  Korpoi'ution  der  Jtittorschaft  durch  ihr 
Ansehen  und  ihr  Vermögen  g(moss,  den  rittersehaftlichen 
Mitgli('dern  den  mangelnden  Kredit  zu  vermitteln  und  durch 
Gewährung  von  unkündl)aren  Darhdien  zu  mässigen  Zinsen 
eim‘  nachhaltige  \'eil)esserung  ihrer  Vermfigcnsvciliältnisse 
herlu'izuführen. 

Auf  Grund  der  ihr  zustehenden  Autonomie  setzte  die 
Hitterschaft,  nach  dem  Blaiu'  des  Land.syndikus  und  nach- 
maliircn  ersten  Assistenten  und  Konsulenten  des  Kredit- 
iiislituts  .Iacol)i,  die  Statuten  des  Kreditin.stituts  fest  und 
legte  sie  (h'r  Regierung  im  Jahre  17SJ  zui'  Sanktion  vor. 

Ab('r  erst  durch  die  Verordnung  vom  Iß.  Fel)niar  ITiio 
ei'luelt  das  Kreditinstitut  die  landesherrliche  Gemdimigung 
seitens  des  Königs  Georg  1 1 1 . von  Fngland,  Kurlürsten  V(»n 
Hannover,  und  zwar  als  eine  von  alh'r  Verbindung  mit  den 
öffentlichen  Landeska.ssen  völlig  getrennte,  allein  auf  die 
durch  ihre  eigene  innere  Einrichtung  gewährte  (farantie  und 
Sicherheit  begründete  Anstalt. 

Auf  ähnlicher  Grundlage  wie  das  Lüneburgsche  wurden 
später  zwei  weitere  ritterschaftliche  Kreditinstitiite  in  anderen 
Hannoverschen  Landschaften  gegründet,  und  zwar  der  Kalen- 
berg-Grubenhagen- llildesheimsche  ritterschaftliche  Kredit- 
ven'in  im  Jahre  l.s^ö  und  d('r  ritterschatt liclu'  Kreditverein 
lür  die  Herzogtümer  Bremen  und  Verden  im  Jalu'e  1S2G. 

Die  Befugnis,  Vereine  zur  Erhaltung  ihrer  Güter  zu 
('iTichten,  ist  den  Hannoverschen  Ritterschaften  wiederholt 
durch  tlie  Staatsverfassung  liestätigt  worden.^) 

Die  rittersehaftlichen  Kreditinstitute  in  den  Hannover- 
schen Landschaften  sind  demnach  rein  privatrecht  liehe  Korpora- 
tionsanstalten, welche  die  Ritterschaften  aus  eigener  Kratt 
für  ihre  kreditsuchenden  Mitglieder  errichtet  haben. 

Im  (Jegensatz  hierzu  sind  in  Rreussen,  wo  die  Ritter- 
schaften ihre  Selbstständigkeit  verloren  hatten,  die  ritter- 
schaftlichen  Kreditanstalten,  die  Landschaften  im  engeren 


't  Durch  (las  Staatsgruiulj^esetz  vom  16.  September  1833  (1;  36)  uml 
(las  Laiulesverfassmigsgesetz  vom  6._August  1840  62). 
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Sinne,  durcli  das  absolute  Königtum  als  Kneditgenussen- 
scliafteii  öffcntlichrechtlichcr  Art  geschaffen  wurden. 

Aus  der  gieiclicn  Veranlassung,  nändicli  um  der  durch 
den  siebenjährigen  Krieg  verursaclitcn  Kreditnot  der  sehlesi- 
schen  Kittergiitsbesitzer  abzulielfen,  gründete  Friedrich  der 
(Irosse,  nacli  dem  Dane  des  Kaufmanns  Büring  in  Berlin,  im 
Jahie  1770  die  Schlesische  Landscliaft  und  dehnte  später  dies(‘, 
Einrichtung  auch  auf  die  anderen  alten  Provinzen  aus. 

Die  älteren  Landschaften  ver(unigen  als  Zwangskoi  po- 
rationen  sämtliche  Bittergüter  der  Provinz  zu  ein('iu  Kredit- 
verbande  in  der  Weise,  dass  alle,  auch  die  nicht  beliehenen, 
für  die  Verbindlichkeiten  der  Landschaft  haften,  während 
die  neueren  landschaftlichen  Kreditinstitute  diese  (Jeneral- 
garantie  ebenso  wenig  wie  die  Hannovu'rschen  haben  und 
auf  freiwilligem  Eintritt  l)cruhende  Assoziationen  sind. 

Die  Statuten  des  ritterschaftlichen  Kreditinstituts  für 
das  Fürstentum  Jäineburg  vom  16.  Fidtruar  1790')  haben 
im  Laufe  der  Zeit  mehrmalige  Veränderungen  und  Zusätzi; 
erfahren,  besonders  durchgreifende  in  den  Jahren  1856  und 
1900.-I 

Das  Kreditinstitut  hat  .seinen  Sitz  in  Celle  und  steht 
unter  Aufsicht  der  Regierung  und  des  ritterschaftlichen 
Kollegiums.  Letzterem  steht  die  Plrnennung  der  Beamten  zu. 

Den  Vorstand  der  Anstalt  bildet  die  aus  drei  i\lit- 
gliedern  der  Ritterschaft  bestehende  Kreditkommission, 
welcher  die  Leitung  und  Pintscheidung  bezüglich  aller  ein- 
schlägigen Angelegenheiten  zusteht.  Der  Kreditkommission 
ist  als  Rechtsbeistand  ein  Assistent  und  Konsulent,  der 
Syndikus  der  Ritterschaft,  beigeordnet. 


')  Spangenberg-,  Sainnilnng  der  Verordnungen  für  iJanuover,  Teil  3, 
S.  -0)2  ir. 

-)  \ erordnung  vom  4.  Pebruar  1847,  Gesetzsaninilnng  für  das 
Königreich  Hannover  1847,  Abt.  1,  S.  .‘>1  ; Verordnung  vom  24.  Januar 
18. rt),  Gesetzsammliiug  185*),  .tbt.  I,  S.  37;  Verordnung  vom  30.  No- 
vember 1858,  Gesetzsammlung  1858,  Abt,  I.  .8,  393;  Verordnung  vom 
31.  December  1880,  Gesetzsammlung  18(10,  Abt.  I,  S.  229;  Allerböcbster 
Erlass  vom  8.  August  18(18,  Gesetzsammlung  f.  d.  preuss.  Staaten, 
18(18,  S.  800;  Allerhöchster  Erlass  vom  21.  tlai  1900,  Amtsblatt  der 
Kgl.  liegieiung  zu  Lüneburg,  1900.  S.  159. 
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Zum  Eintritt  in  das  Kreditinstitut  als  Interessent  ist 
jeder  Besitzer  eines  im  Fürstentum  Lüneburg  und -den  dazu 
gezogenen  Lauenburgschen  Landesteilen  lielegtuum  IMlter- 
gutes  berechtigt. 

Für  folgende  Zwecke  dürfen  nach  den  Statuten  von 
1790  (§61)  Darlehen  an  die  Interessenten  gewälirt  werden: 

.,1.  zur  Aussteuer  der  Töchter, 

2.  zur  Unterhaltung  der  Söhne  auf  Akademien  und 
E*iuipierung  derer,  welche  in  Kriegsdienste  gehen, 
wenn  anders  letztere  nicht  aus  dem  dazu  bestimmten 
Eonds  ein*'  Beihülfe  erhalten, 

8.  zur  Abfindung  der  Geschwister  oder  Lehnsver- 
wandten, 

1.  zur  Unternehmung  eines  notwendigen  Baues, 

5.  zur  Wiedereinlösung  versetzter  Pertinenzien, 

6.  zum  Ankauf  neuer  nutzbarer  Grundstücke. 

7.  zur  Wi'besserung  des  Gutshaushalts, 

8.  zur  Ersetzung  des  (‘rlittenen  A'erlusts  bei  Unglücks- 
fällen, als  Viehsterben,  Hagelschlag,  Fber- 
scliwemmung  und  dergleichen.“ 

Die  Kreditkommission  ist  berechtigt,  über  das  Vorhanden- 
sein eines  solchen  Zweckes  den  Nachweis  zu  fördern  und 
die  zweckmässige  Verwendung  des  Darlehns  unmittelbar 
zu  überwachen. 

Zur  Sicherung  ch's  Darlehns  ist  der  Grundbesitz  gegen 
Hypothekenbestellung  zur  ersten  Stelle  zu  verpfänden. 
Zur  Vervollständigung  der  Sicherheit  können  neben  dem  im 
Bezirk  der  Landschalt  gelegenen  Hauptbesitz  ergänzend 
auch  ausserhalb  desselben,  aber  in  der  Provinz  Hannover, 
belegene  Grundstücke  verpfändet  werden. 

Die  Beleihungsgrenze  entspricht  nicht,  wie  bei  anderen 
Kreditanstalten,  einem  bestimmten  Teil,  der  Hälfte  oder 
zwei  Dritteln,  des  auf  Grund  einer  besonderen  Taxe  er- 
mittelten Kapitalswertes  des  Gutes,  sondern  die  Beleihungs- 
lähigkeit  wird  durch  die  Kreditkommission,  in  der  Regel 
ohne  specielle  Taxe,  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Lage 
der  Wrhältnisse  und  unter  Sicherung  der  Anstalt  festge- 
setzt. Zur  Prüfung  der  Sicherheit  wird  der  mehrjährige 
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sichere  üurchseliiiiltsreinerlrag  des  zu  l)eleilieiiden  Gutes 
ermittelt  und  dabei  der  Grundsteuerreinertrag  berücksichtigt. 

\ on  dem  berechneten  Reinerträge  wird  eine  ausreichende 
Küiniietcnz  für  den  Besitzer  und  seine  Familie  abgezogen 
und  erwogen,  ob  der  übrig  bleibende  Teil  desselben  für  die 
Aufbringung  der  dem  Institut  zu  zahlenden  Beiträge  an 
Zinsen  und  Tilgungsraten  eiiK;  hinlängliche  Sicherheit  bietet. 

ln  neuerer  Zeit  beleiht  das  Kreditinstitut  auch  nicht 
ritterschaftliche  im  Fürstentum  Lüneburg  gelegene  Güter, 
welche  einen  Grundstcuerreinertrag  von  mindestens  500  Mark 
haben,  gegen  erste  Mvpothek,  und  zwar  bis  zum  fünfund- 
zwanziglächen  Betrage  des  Grundsteuei'reinertrages  oder  bis 
zur  Hälfte  des  durch  Abschätzung  ermittelten  Wertes. 

Auch  an  leistungsfähige  Kommunalverbänd«',  widchc 
iliren  Sitz  im  Fürstentum  Lüm'burg  haben,  gewährt  die 
Anstalt  seit  neuerer  Zeit  Darlehen  unt('r  Zustimmung  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörde. 

J)ie  Jjüneburgsche  Ritterschaft  als  solche  ist  wegen 
ihres  eigenen  Gruudl)esitzes  neuerdings  ebenfalls  berechtigt, 
dem  Kreditinstitute  als  Interessent  lieiziitreten. 

Die  Darlehnsempfänger  haben  die  dem  Institut  zur 
Verzinsung  und  allmählichen  Tilgung  der  angelichencn 
Kapitalien  festgesetzten  .Jahresbeiträge  halbjährlich  an  zwei 
Terminen,  zu  Martini  und  rtingsten,  zu  entrichten. 

Bezüglich  der  Höhe  des  Zinsfusses  besteht  der  Grund- 
satz, dass  die  ychuldner  denjenigen  Prozentsatz  an  Zinsen 
zu  zahlen  haben,  welchen  das  Institut  selbst  ihren  Gläubigern 
zahlen  muss. 

Der  Zinsfuss  für  die  Darlehen  ist  demgemäss  kein  fest- 
stehender, sondern  es  tritt  in  kürzerer  oder  längerer  Zeit- 
periode eine  Erhöhung  oder  Ermässigung  desselben  ein,  je 
nachdem  die  Anstalt,  infolge  des  Steigerts  oder  Sinkens  des 
Zinssatzes  auf  dem  Geldmai’kte.  für  ihiT  eigenen  Schuld- 
verbindlichkciten  einen  höheren  oder  niedrigeren  Zinssatz 
zu  zahlen  hat. 

Neben  den  Zinsen  ist  von  den  Darlehnsempfängern  zur 
aliniähliehen  Amortisation  dei'  Schuld  eine  Tilgungsrate, 
welche  den  jeweiligen  Zinsfuss  um  V2 " o ‘'er  ursprünglich 


— 31 


eingeschriebenen  Schuld  übersteigt,  zu  entrichten,  und  mit 
der  Zahlung  derselben  bis  zur  völligen  Trlgung  der  Schuld 
fortzufahren. 

Diese  Tilgungsriuote  ci-höht  .sich  auf  iV,  "/o  für  di('- 
jenigen,  welche  die  Sicherheit  nicht  duieh  allodialen  Grund- 
iH'.sitz,  sondern  dui-ch  Lehen  oder  solche  allodifizierte  Lehen, 
in  welche  noch  einmal  die  Erbfofge  nach  Lehnsivcht  .statt- 
tindet,  bestellen. 

Dagegen  .sind  aliodiliziei‘te  Lehen  der  voig'eilachten  Art 
(hmi  Allodium  bezüglich  der  Zahlung  einer  TiIgungS(|Uote 
von  nur  7„  gleich  geachtet,  falls  seitens  der  fOrbfolgr'- 
berechtigten  die  Einwilligung  zur  Beleihung  durch  das  Kredit- 
institut erteilt  ist. 

Die  Erhöhung  der  Amortisation.s(|uote  bei  den  Lehngüteni 
hat  darin  seinen  Grund,  da.ss  bei  diesmi  nur  die  Einkünfte, 
nicht  die  Substanz  des  Gutes  für  die  Schulden  hafttui,  sie 
also  geringere  Sicherheit  bieten. 

librigens  trifft  diese  Bestimmung  nur  wenige  Güter, 
denn  die  Mehrzahl  der  Lehngüter  ist  bereits  allodifiziert  und, 
da  die  einmalige  Vererbung  nach  der  Allodilikation  meist 
.stattgerunden  hat,  freies  Eigentum. 

Die  Schuldnei’  sind  berechtigt,  die  vorgeschriebeni’ 
Tilgungsrate  von  7.7,,  heziehungsweise  l'/o''/,,  jedei'zeit 
fi'ciwillig  behufs  schnelhu’er  Amortisati(»n  dei‘  Schuld  zu 
verstärken. 

Das  Prinzip  der  zwangsmässigen  Schuldentilgung,  auf 
welche  der  .Jacobische  Plan  das  grösste  Gewicht  legte,  ist 
zuerst  vom  Lünebuigschcn  Kreditinstitut  eingeführt  worden, 
ln  dem  Büringschen  Entwurf  für  die  Schlesische  Landschaft 
wareine  Zwangsamortisation  zwar  beabsichtigt,  im  Reglement 
vom  .Jahre  1770  aber  nicht  enthalten.  Erst,  nachdem  die 
im  .Jahre  1821  gegründete  Landschaft  für  die  Provinz  Posen 
damit  vorgegangen  war,  führten  die  älteren  Landschaften 
die  idanmässigc  Amortisation  der  Darlehen  ein. 

Den  Schuldnern  können  ihre  Darlehen  nicht  gekündigt 
wiu’den,  wohl  aber  steht  es  ihnen  frei,  ihre  ganze  Schuld 
oder  Teih'  derselben  nach  vorangegangener  halbjähi-iger 
Kündigung,  kleinere  Teilbeträge  aucli  ohne  vorherige 
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KiiiuH^-iiiig  zAirückziizahlen.  Solche  aiissorordentliclicn  Ab- 
sclilagszahlungeii  haben  jedoch  eine  Ermässigung  der  jähr- 
lichen  lieiträge  nur  dann  zur  Folge,  wenn  durch  sie,  ohne 
Herücksichtigung  der  Zinserträgnisse  derselben,  der  Schuld- 
bestand um  mindestens  1500  Mark  vermindert  ist. 

\\  enn  ein  Schuldner  mit  einem  Tm’le  oder  der  ganzen 
Summe  der  Pmiträge  sechs  AVochen  über  die  Verfallzeit  hin- 
aus im  Itückstande  bleibt,  so  tritt,  falls  nicht  wegen  unver- 
schuldeter Xotstände  eine  Stundung  stattlindct,  nach  frucht- 
losem Ablauf  einei'  weiteren  festgesetzten  Zahlungsfrist 
Zwangsvollstreckung  ein. 

Die  weitgehenden  Rechte  in  Rezug  auf  Zwangsvoll- 
streckung und  Zwangsverwaltung,  di(>  dem  Kreditinstitut 
von  Anfang  an  zustanden,  sind  neuerdings  nach  AIass(rabe 

~ *T' 

der,  für  alle  landschaftlichen  und  ritterschaftlichen  Kredit- 
anstalten Preussens  gültigen,  neueren  gesetzlichen  He- 


stimmungen  geregelt  worden. M Es  kommen  in  Betracht  das 
Cfesetz  vom  .‘5.  August  1897,  la'treffend  die  Zwangsvoll- 
streckung aus  h orderungen  landschaftlicher  (ritterschaftlicher) 
Kr('ditanstalten,-)  ferner  die  Verordnung  vom  15.  Xo- 
vember  1899  über  das  Verwaitungszwangsverfahren^)  und 
das  Reichsgesetz  vom  •_>-!.  März  1897  über  Zwangsver- 
steigerung und  Zwangsverwaltung.^j 

Hiernach  ist  das  ritterschaftliche  Kreditinstitut  befugt, 
gegen  die  Eigentümer  der  belichenen  (Jrundstückr  behufs 
Heitndbung  fälliger  Fordcrungtm  an  Kapitalien,  Zinsen, 
Amortisationsbeträgen  und  sonstigen  statutarisch  vor- 
gesehenen Leistung('n  die  Zwangsvollsti'eckung  in  das  beweg- 
liche Vermögen  des  Schuldners  selbstständig  im  Verwaltungs- 
Zwangsverfahren  zu  betreiben,  oder  das  beliehcne  Grundstück 
bis  zur  Befriedigung  des  Instituts  in  Zwangsverwaltung  zu 


nehmen,  oder  beide  Massregeln  znsammen  zur  Ausführung 
zu  bringen. 


9 Veroidiimig  vom  21.  Mai  HHM;  Amtslilatt  dor  K^ri.  Regieniiig 
ZU  Liuiebnr^*,  I9(KJ,  S.  lÄil.  ^ ^ 

(iesotzsammlniig  f.  d Pmiss.  .'''taatoii,  Jahrg.  1S!)7,  S.  .jss. 
Gosctzsammlmig  f.  d.  I’reuss.  Staatrii,  Jalirg.  18!»!),  S.  545. 

■*»  Itei(disgeselzldatt  1897,  S.  97. 


Die  ritterschaftliche  Kreditkommission  ist  die  zuständige 
Vollstreckungsbehörde,  sie  beschliesst  über  die  Anoi'dnung 
der  Zwangsverwaltung  und  kann  gleichzeitig  mit  den  vor- 
stehend bezeichneten  Massregeln  die  gerichtliche  Zwangs- 
versteigerung iK'treiben. 

Auch,  wenn  durch  Einwirkung  des  Schuldners  eine  die 
Sicherheit  der  Forderungen  des  Kreditinstitutes  gefährdende 
Verschlechterung  des  beliehenen  Grundstücks  zu  befürchten 
ist,  hat  die  Kreditkommission  das  Recht,  den  Arrest  in  das 
bewegliche  \'('rmögen  des  Schuldners  vollziehen  zu  lassen 
und  das  behädiene  Grundstück  im  Wege  des  Arrestes  in 
Zwangsverwaltung  zu  nehmen. 


Das  Kreditinstitut  gewährt  die  Darlehen  nicht,  wie  die 
Landschaften  und  andere  Kreditanstalten,  in  Pfandbriefen, 
sondern  in  Form  von  Bardarlehen.  Die  erforderlichen  Be- 
triebsmittel beschafft  es  durch  Autnahim'  von  Anleihen  gegen 
Ausstellung  von  Schuldverschreibungen. 


Der  Betrag  d(>r  vom  Kreditinstitut  in  den  Verkehr  ge- 
brachten Schuldversclu'cibungen  darf  den  Gesamtbetrag  der 
demselben  zustehenden  ungetilgten  Hypotheken,  seiner  un- 
getilgten Forderungen  aus  den  an  Kommunalverbände  ge- 
gebenen Darlehen  und  des  Vermögens  der  Reservekasse 
nicht  übersteigen. 


Die  früher  auch  auf  den  Xamen,  jetzt  nur  noch  auf 
den  Inhaber  lautend  ausgestellten  Schuldobligationen  werden 
in  halbjährigen  Terminen,  zu  Weihnachten  und  Johannis, 
verzinst.  Der  Minimalbetrag  der  einzelnen  Obligationen  ist 
2U0  iMark,  der  Maximalbetrag  5000  Alark. 

Die  Obligationen  waren  bisher  alle  von  beiden  Seiten 
halbjährig  kündbar,  vom  Jahre.  1905  au  sind  jedoch  die 
meisten  nur  noch  seitens  des  Kreditinstituts  halbjährig 
kündbar. 

Als  Sicherlu'it  für  Kapital  und  Zinsen  gewährt  das 
Kreditinstitut  ihren  Gläubigern,  den  Obligationsbesitzern,  die 
nachstehenden  Fonds  und  zwar  in  der  angegebenen  Reihen- 
folge: In  erster  Linie  alle  Beiträge  der  Anstaltsschuldner, 
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welche  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  geliehenen  Kapi- 
talien bestimmt  sind,  in  zweiter  Linie  den  seit  dem  Be- 
stehen des  Instituts  angesammelten  Reservefonds  und  in 
dritter  Linie  das  gesamte  Vermögeji  der  ritterschafilichen 
Korporation. 

Der  Reservefonds,  welcher  im  dahre  1850  mit  dem  so- 
genannten Administrationsfonds  vereinigt  wurd(>,  hat  die  Ver- 
waltungskosten des  Instituts,  sowie  alle  etwa  vorkommenden 
Verluste  zu  tragen  und  Ist  im  Übrigen  zur  Aufrechterhaltung 
des  Kredits  der  Ritterschaft  l)estimmt. 

Die  Darlehnsempfanger  haben  eiiu'  einmalige  Ahgahe 
an  den  Reservefonds  zu  entrichten. 

Die  ritterschaftlichen  Interessenten  haben  nach  Wahl 
(mtweder  ^‘/oi  des  Darlehns  hei  Auszahlung  desselben  oder 
2 der  Sunmu'  nach  vollendeter,  auf  die  Dauer  von 
35  Jahren  berechneten,  Tilgung  zu  zahlen;  dauert  di(> 
Tilgungsperiode  länger,  so  tritt  ein  entspreehemier  Zu- 
schlag ein. 

Die  nicht  ritterschaftlichen  Schuldner  haben  als  Ein- 
trittsgeld zwischen  1 und  4 7o  der  Darlehnssumme,  je 
nach  der  Anzahl  der  Jahre,  bis  zu  deren  Ablauf  die  Dar- 
lehnsschuld getilgt  sein  soll,  zu  zahlen,  und  zwar  nach 
Wahl  entweder  sogleich  bei  der  Auszahlung  des  Darhdms 
odei-  in  den  ersten  Jahren  der  Schuldperiode  durch  raten- 
weise Kürzung  an  den  Amortisationsbetrdgen. 

Ausser  dies(m  Abgaben  der  Dahrlehnsemi)fäuger,  sowie 
(hm  Cewinnen  des  Instituts  und  den  Zinsen  der  (dgciien 
Kapitalien  des  Resm'vetfuids  lliessen  demsell)eu  noch  lu'- 
. stimmte  einmalige  Ikiträge  dei'j(MUgen  Personen  zu,  welche 

das  Institut  als  Si)arka.sse  benutzen. 

Das  Kreditinstitut  nimmt  von  (hm  Hesitz('ni  beleiliuiigs- 
fähiger  Güter  für  di('  Zeit  von  mindestens  15  und  höchstens 
.‘55  Jahren  jähiliche  Beiträge  von  mindestens  75  Mark  zur 
\'(>rzinsung  und  Ansammlung  an.  Zu  Gunsten  des  Reserve- 
fonds wenhm  nach  beendeter  AnsammlungszcMt  1 7o, 
im  Falle  vorzeitiger  Kündigung  des  Kai»itals  seitens  des 
Sparers  2 7„  der  angesammelten  Kapitalb('träge,  also  untem 
Ausschluss  der  Zinserträgnisse  derselben,  in  Abzug  gebracht. 
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bau  Teil  (h‘r  Einnahmen  aus  dem  Reservefonds,  nämlich 
die  Zinsen  desjenigen  Kapitals,  welches  Johannis  ls5ö  aus 
dem  Administrationsfonds  in  den  Rescrvelonds  überging. 
W('rden  der  ritterschaftlichen  Korpoi-ation  zur  Verfügung 
gestellt  und  von  dh'scT  auf  die  Benelizien  verwendet. 

Diese  Zuwendung  soll  jedocli  nur  so  lange  erfolgen, 
wie  es  die  Kreditkommission  mit  den  Interessen  des  Kredit- 
instituts für  vereinbar  hält. 

Die  Zahl  der  iitt('rsehaft liehen  Jntei'essenten  l»eträgt 
gegenwärtig  i)5  mit  rund  1 1 i\lillionen  Mark  Recc]>ti(ms- 
kapitalien.  die  Zahl  (h'r  nichtritt('rschaltlichcn  .Schuldner  M», 
('inschliesslich  15  Kommunalvi'rbändc,  mit  einer  Darlehns- 
summe von  1 M)0  uoo  Mark. 

Das  Lüncluirgsche.  Kreditinstitut  hat  während  eines 
Zeitraumes  von  mehr  als  liundcit  .lahren  die  Interessen  des 
ländlichen  Gnindb(‘sitzcs  im  Laiidschaltsbezirk  gelördml  und. 
wi(‘  die  Preiissischen  Landschalten  als  die  ersten  Boden- 
kreditinstituto  Dcmtschlands,  als  das  ält('st(‘  ausserhalb 
Pi'eussens.  vorbildlich  füi'  die  Entwickelung  des  ländlichen 
Kred it wesen s ge w i rkt . 


Thesen. 


I. 

Die  Bcliauptiiiig.  das  Anerbenrcclit  widerstreite  dem 
Grundsatz  der  Gleichherechtigiing  der  Miterbeii,  ist  ialsch. 

II. 

Das  Hannoversche  Stamnigutsrecht  entspricht  besser 
als  das  Institut  der  Fainilientideikoinmisse  dem  Interesse  du 
Familie. 

III. 

Die  Teilung  der  Allmende  ist  überall  da.  wo  es  sich 
um  reines  Wald-  oder  Weideland  handelt,  ein  Fehler.  Auch 
bei  Ackerland  hat  sich  ihre  Erhaltung  unter  geeigneter 
Ecgelung  -des  Nutzungsrechts  bewährt. 
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